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den 1990er-Jahren waren Internet und 
Handy die dominanten � emen, die be-
reits weit in andere Politikbereiche aus-
strahlten, etwa die Frage: Wie gefähr-
lich sind Handystrahlen? Heute sind 
Kon sumentInnenschutz-Argumente 
Teil der Unternehmensstrategie: Detail-
lierte Warnhinweise bzw. Vertragsver-
einbarungen sollen Vertrauen wecken. 
Vieles davon ist für Laien unverständ-
lich, statt Sicherheit empfi ndet man 
Ohnmacht. Nach einem ähnlichen 
Muster funktionieren viele Gütesiegel 
und Herkunftsbezeichnungen, statt Ver-
trauen stiften sie oftmals mehr Verwir-
rung und Un sicherheit. 

Gestatten: Mein Name ist Konsument

1961 gründeten die Sozialpartner den 
VKI, den Verein für Konsumenteninfor-
mation. Irreführende Werbung, korrekte 
Preisauszeichnung und Deklarierungs-
pflicht waren die Themen der ersten Aus-
gaben der VKI-Zeitschrift. Produkttests 
machten den „Konsument“ berühmt und 
einflussreich. In den Anfängen testete 
man sogar noch die Qualität und „Ge-
sundheit“ von Zigaretten mit einer Ab-
rauchmaschine. Nun wusste man, warum 
die Marke Jonny den Beinamen „Beu-
schelreißer“ trug, und als Folge pro-
duzierte die Austria Tabak die „Milde“, 
die leichteste Zigarette der Welt und 
es  wurde die Deklarierungspflicht des 
 Nikotin- und Teergehalts auf der Pa-
 ckung eingeführt. 

In den 1980er-Jahren rücken Um-
weltthemen in den Vordergrund, vom 
Verschwinden der Glas- zugunsten der 
Plastikfl asche bis hin zu Untersuchun-
gen von chemischen Belastungen in Le-
bensmitteln. Der wachsende Wohlstand 
spiegelt sich in der � emenwahl: Ur-
laubsreisen, Flüge, Finanzdienstleistun-
gen. Heute ist der „Konsument“ ein 
nicht mehr wegzudenkender Bestand -
teil der KonsumentInnendemokratie in 
 Österreich. Über 3,5 Millionen Web-
site-Zugriff e bestätigen das. 

In Österreich liegt die Vertretung 
von KonsumentInneninteressen in den 
Händen der Sozialpartnerschaft, institu-
tionell verankert in Arbeiterkammer 
und VKI. Beide kümmern sich um Be-
ratung und Information und haben 
Klagsmöglichkeit. Selbst wenn es in den 

Streitfällen häufi g nur um kleine Geld-
beträge geht, beeindruckt die Menge: 
Zwischen 2011 und 2014 erstritt der 
VKI durch Musterprozesse, Verbands- 
und Sammelklagen 55 Millionen Euro 
für geschädigte KonsumentInnen. Die 
Klagen richteten sich gegen falsche 
Zinsberechnungen, dubiose Geldge-
schäfte, irreführende Beratung oder die 
über Jahre zu Unrecht kassierte Zahl-
scheingebühr. 

Bei vielen Prozessen geht es um die 
Beispielwirkung oder auch darum, eine 
Rechtslücke aufzuzeigen. Ohne Mög-
lichkeit, zu Gericht zu gehen, sind Ver-
braucherregelungen zahnlos. „Die Klags-
möglichkeit ist unsere Stärke, oft reicht 
eine Klagsandrohung, um Unterneh-
men zum Umdenken zu bringen“, stellt 
die AK-Juristin Zgubic klar. Der Groß-
teil der Arbeit der AK liegt in der konsu-
mentenpolitischen Interessenarbeit, in 
der Beratung und Information sowie der 
Klagstätigkeit. Rund 320.000 Anfragen 
werden österreichweit jährlich behan-
delt. Es betriff t Fragen zu Gewährleis-
tungsrecht,  Schadenersatz, Rücktritt, 
Bankdienstleistungen und Mietrecht.  

Konsumarbeit

Konsumieren ist eine aufwendige Tätig-
keit geworden. Da wollen zunächst In-
formationen eingeholt werden: Testaus-
wertungen, Kommentare lesen, Kosten-
voranschläge einholen und vergleichen. 
Als nächster Schritt  kommt die Qual der 
Wahl: Welches Produkt passt am besten 
zu meinen Bedürfnissen und zu meinem 
Budget? Soll man kaufen, leasen oder 
sharen? Wäre vielleicht eine Ratenverein-
barung vernünftiger? Direkt im Geschäft 
kaufen oder besser im Webshop? Und 
später: Wie pflege ich das Ding richtig, 
um es in Schuss zu halten? Und ist es 
schrottreif bzw. veraltet: Wie entsorge 
ich Mobiltelefon oder Fernseher korrekt 
(siehe auch Interview. S. 18–21)? 

Das ist Konsumarbeit und den Zeit-
aufwand leisten dafür oft Frauen, unbe-
zahlt, versteht sich. Durch „Prosumati-
on“ steigt dieser Aufwand. Ob Online-
Banking, Zugtickets kaufen, Rechnung 
selbst ausdrucken, tanken, Obst abwie-
gen oder Einzelteile zu Möbeln zusam-
menbauen: Der Trend zum/zur „selbst-
produzierenden“ Kunden/Kundin als 

fordert einen starken KonsumentInnen-
schutz mit harten Unternehmensstra-
fen. Wohlfahrtsstaatliche Politik wie-
derum vertraut stärker auf staatliche 
bzw. (Selbst-)Regulierung. Dahinter 
stehen verschiedene Bilder: jenes vom 
ver nünftigen, rational entscheidenden 
Menschen oder jenes vom ohnmächti-
gen, leicht verführ- und manipulier-
baren Menschen. „Rechte entwickeln 
sich mit der Gesellschaft, das ist auch 
im Konsumentenschutz so. Es ist eine 
Querschnittsmaterie, die geht in die 
 Agrar- und Wettbewerbspolitik genauso 
hinein wie in ethische Fragen“, fasst 
 Gabriele Zgubic, Leiterin der Abtei-
lung Konsumentenpolitik der AK Wien, 
zusammen. 

Vom Versorgungs- zum Erlebniskonsum

Die Anfänge des VerbraucherInnenschut-
zes in Österreich gehen auf die 1930er-
Jahre zurück. Damals sollten stabile Prei-
se für Lebensmittel und Mieten geregelt 
werden. Bis heute zählen diese Kate -
gorien zu den Top-4-Haushaltsausgaben 
(siehe Grafik rechts). Die Versorgung mit 
ausreichenden, aber auch mit gesunden 
Nahrungsmitteln war das wichtigste Ziel 
in der Nachkriegszeit. 

Der Wirtschaftsboom der 1960er-
Jahre stärkte die Kaufkraft vieler – und 
damit entwickelte sich auch der Wunsch 
nach Konsum, der über die alltägliche 
Lebensführung hinausging. Die Kon-
sumgesellschaft im modernen Sinn ent-
stand: Das heißt, es geht nicht nur um 
den Nutz-, sondern auch um den Sym-
bolwert eines Produktes, das Status und 
Prestige vermittelt. Einkaufen wird zur 
Freizeitbeschäftigung, Shopping soll ein 
Erlebnis sein. 

Mit der Ausdehnung der Konsum-
zone wuchs auch die Konsumkritik: 
1962 schrieb Vance Packard das Buch 
„Die geheimen Verführer“, das zum 
Klassiker der Werbekritik werden sollte, 
über manipulative Methoden der  Re -
klame. Erst das Konsumentenschutzge-
setz aus dem Jahr 1979 regelte in Öster-
reich vieles, was heute selbstverständ -
lich ist. Der Beitritt zur EU brachte wei-
tere Fortschritte: die Verlängerung des 
Gewährleistungsrechts, mehr Transpa-
renz bei Kreditverträgen und ein verbes-
sertes Rücktrittsrecht. Beginnend mit 

8

Was kauft Österreich?

Alle fünf Jahre erhebt die Statistik Austria die Haushaltsausgaben. 
Mit der Höhe des Einkommens verändert sich auch die Ausgaben-
struktur der Haushalte: So verschieben sich die Anteile der 
 Ausgaben bei Haushalten mit geringem Einkommen verstärkt zu 
den Grundbedürfnissen Ernährung und Wohnen, während 
einkommensstarke Haushalte mehr für Verkehr und Freizeit 
 ausgeben. 

Mit mehr als einem Viertel (26,1 %) entfällt der größte Anteil der 
Haushaltsausgaben auf den Bereich „Wohnen, Energie“, davon 
4,7 % auf Energie. An zweiter Stelle stehen die Ausgaben für 
 „Verkehr“ mit 14,2 %; davon sind 13,5 % auf den Bereich des 
 privaten Verkehrs zurückzuführen.

26,1%
Wohnen und Energie

18,7 %
Ernährung, alkoholfreie 

Getränke inkl. 
Restaurant

14,2 %
Verkehr

14,1 %
Freizeit, 
Kommunikation 
und Bildung

11,9 %
Wohnungsausstattung 
und Bekleidung

6,2 %
Gesundheit und 
Körperpfl ege 8,8 %

Sonstiges




